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Geſeb⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen n Staa 


„ ee 


(No. 1466.) Handels- und Schifffahrts⸗-Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von 8 
Preußen und den freien und Hanſeeſtaͤdten Luͤbeck, Bremen und Hamburg. 
Vom Aten Oktober 1828. 


Fan Majeſtaͤt der König von n Preußen einer Seits und der Senat der freien 
und Hanſeeſtadt Luͤheck, der Senat der freien und Hanſeeſtadt Bremen, und der 
Senat der freien und Hanſeeſtadt Hamburg andrer Seits haben, von der Ueberzeu⸗ 
gung ausgehend, daß eine gegenſeitige völlige Gleichſtellung Ihrer resp. Unter 
thanen und Bürger in den gegenwärtig und kuͤnftig beſtehenden Handels⸗ und 
Schifffahrts⸗Abgaben weſentlich zur Beförderung der gegenſeitigen Handels⸗ 
Verbindungen beitragen wurde, zum Abſchluſſe eines, dieſem wunſchenswerthen 
Zwecke, entſprechenden Vertrages zu Ihren Bevollmaͤchtigten ernannt: a 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen, Allerhoͤchſt⸗ Ihren Geheimen 
Legationsrath Ernſt Michaelis; und der Senat der freien und 
Hanſeeſtadt Luͤbeck, der Senat der freien und Hanſeeſtadt Bremen und 
der Senat der freien und Hanſeeſtadt Hamburg, den Kammerherrn, 
Miniſter-Reſidenten und Geſchaͤftstraͤger der freien und 1 
Hamburg zu Berlin, Ludwig Auguſt von Rebeur, 


welche über folgende ie übereingekommen ind 


Artikel 1. 


Die Preußischen, mit Ballaſt oder mit Ladung in den Haͤfen 45 freien 
und Hanſeeſtaͤdte Luͤbeck, Bremen und Hamburg ankommenden, imgleichen die 
Luͤbecker, Bremer und Hamburger, mit Ballaſt oder Ladung in den Haͤfen des 
Preußiſchen Staats ankommenden Schiffe ſollen, bei ihrem Einlaufen wie bei 
ihrer Abfahrt, hinſichtlich der jetzt oder kuͤnftig ae Hafen⸗ „Tonnen ⸗, 
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Leuchtthurm⸗, Lootſen⸗ und Bergegelder, wie auch hinſichtlich aller andern, 
jetzt oder Fünftig der Staatskaſſe, den Städten oder Privatanſtalten zufließenden 
Abgaben und Laſten irgend einer Art oder Benennung, auf demſelben Fuße, 
wie die National⸗Schiffe behandelt werden. f = 


Artikel 2. 


Alle Waaren, Güter und Handels-Gegenſtaͤnde, fie ſeyen inlaͤndiſchen 
oder auslaͤndiſchen Urſprungs, welche jetzt oder in Zukunft auf Nationalſchiffen 
in die Koͤniglich⸗Preußiſchen Haͤfen oder in diejenigen der freien und Hanſeeſtaͤdte 
Lubeck, Bremen und Hamburg ein- oder aus ſelbigen ausgeführt werden Dürfen, 
ſollen in ganz gleicher Weiſe auch auf den Schiffen des anderen Theils ein-und 
ausgefuͤhrt werden koͤnnen, ohne mit hoͤheren oder anderen Abgaben irgend einer 
Art belaſtet zu werden, als fie bei ihrer Ein- oder Ausfuhr auf Nationalſchiffen 
zu entrichten haben wuͤrden. Auch ſollen bei der Ein⸗ oder Ausfuhr ſolcher 
Waaren, Guͤter- und Handels-Gegenſtaͤnde auf Schiffen des andern Theils 
die naͤmlichen Praͤmien, Ruͤckzoͤlle, Vortheile und irgend ſonſtige Beguͤnſtigungen 

gewaͤhrt werden, welche zu Gunſten der Ein- und Ausfuhr auf Nationalſchiffen 
etwa beſtehen, oder kuͤnftig zugeſtanden werden moͤchten. 


Artikel 3. 


So wie nach vorſtehendem Artikel in Ruͤckſicht auf die Nationalitaͤt der 
beiderſeitigen Schiffe eine Gleichſtellung in den von deren Ladungen zu erhebenden 
Abgaben Statt finden ſoll, eben fo ſoll auch jeder wegen des Eigenthums ſolcher 
Ladungen in der Groͤße dieſer Abgaben etwa beſtehende Unterſchied wegfallen. 
Bei der Ein- und Ausfuhr auf den Schiffen der paeiseirenden Theile ſollen daher 
alle Guͤter, Waaren und Gegenſtaͤnde des Handels, welche Koͤniglich-Preußi⸗ 
ſchen Unterthanen gehoͤren, in den Haͤfen von Luͤbeck, Bremen und Hamburg 
von Seiten dieſer freien und Hanſeeſtaͤdte keinen höheren oder anderen Ein⸗ und 
Ausgangs- oder ſonſtigen Abgaben, als das Eigenthum ihrer eigenen Buͤrger 
und umgekehrt, alle Guͤter, Waaren⸗ und Handels-Gegenſtaͤnde, welche Buͤr⸗ 
gern der freien und Hanſeeſtaͤdte Luͤbeck, Bremen und Hamburg gehören, in den 
Koͤniglich-Preußiſchen Häfen keinen höheren oder anderen Ein- und Ausgangs⸗ 
oder ſonſtigen Abgaben, als das Eigenthum Koͤniglich-Preußiſcher Unterthanen, 
unterworfen ſeyn. i Sr 

i Artikel, 4. 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden Artikel find in ihrem ganzen Umfange 
nicht nur dann anwendbar, wenn die beiderſeitigen Schiffe direkt aus ihren 
Nationalhaͤfen ankommen, oder nach ſelbigen zuruͤckkehren, ſondern auch dann, 

a wenn 


VVV 


wenn ſie unmittelbar aus den Haͤfen eines dritten Staates ankommen, oder 
da hin beſtimmt ſeyn ſolltꝶetet n. 5 

ar 158 Artikel 5. * 8 

Die Preußiſchen ſowohl als die Luͤbecker, Bremer und Hamburger Schiffe 
ſollen gegenſeitig der Befugniſſe und Vorzuͤge, welche ihnen der gegenwaͤrtige 
Vertrag zuſichert, nur inſofern genießen, als ſie mit den nach den Vorſchriften 
desjenigen Theils, deſſen Flagge fie fuͤhren, ausgefertigten Schiffspaͤſſen und 
Muſterrollen verſehen ſind. rt 55 

„VVVetikek 6. = 

Was in den obigen Artikeln 1. bis 4. in Betreff der, in die beiderſeitigen 
Haͤſen eingehenden oder aus ſelbigen auslaufenden Seeſchiffe des andern Theils 
und deren Ladungen feſtgeſetzt iſt, ſoll auch auf den gegenſeitigen Flußſchifffahrts⸗ 
Verkehr völlige Anwendung finden. Bei den Flußſchiffen genuͤgt zum Beweiſe 
der Nationalität, das in der Weſerſchifffahrts-Akte vom 10ten Septbr. 1823. 
und resp. in dem Schlußprotokolle der Elbſchifffahrts⸗ Reviſions-Kommiſſion 
d. d. Hamburg den 18ten September 1824. vereinbarte Manifeſt. 


8 Artikel 7. : 

Wuͤrden die Kontrahenten es zweckmaͤßig erachten, zur Beförderung ihres 
gegenſeitigen Handels-Intereſſe additionelle Stipulationen einzugehen, fo follen. 
alle Artikel, über welche man fich dergeſtalt vereinigen wird, als Theile dieſes 
Vertrages angeſehen werden. = 

Wiewohl der gegenwärtige Vertrag als für die drei freien und Hanſeeſtaͤdte 
Luͤbeck, Bremen und Hamburg gemeinſchaftlich geltend angeſehen werden foll, 
fo ift man dennoch uͤbereingekommen, daß deshalb nicht eine ſolidariſche Verpflich⸗ 
tung unter ihren resp. Regierungen Statt finden, und das etwanige Aufhoͤren der 
Beſtimmungen dieſes Vertrages, fuͤr eine derſelben, keine Wirkung auf die ver⸗ 
tragsmaͤßigen Verhaͤltniſſe der anderen haben ſoll, fuͤr welche vielmehr in einem 
ſolchen Falle der Vertrag in voller Kraft bleiben wird. 

ö Artikel 9. N 

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Tage der Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikationen ab in Kraft treten wird, iſt vorlaͤufig auf den 
Zeitraum bis zum Aften Januar 1840. feſtgeſetzt, und ſoll, wenn zwoͤlf Monate 
vor dem Ablauf dieſes Zeitraums von der einen oder der andern Seite eine Auf—⸗ 
kuͤndigung nicht erfolgt ſeyn wird, ſtets als noch ferner auf ein Jahr, und ſo 
fort bis zum Ablaufe eines Jahres nach geſchehener Aufkuͤndigung verlaͤngert, 
betrachtet werden. 4 : 

(No. 1166.) Art. 10. 
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Artikel 10. 


Der gegenwaͤrtige Vertrag ſoll von den kontrahirenden Abele Wr, 


und die Ratifikations⸗Urkunden ſollen ſpaͤteſtens innerhalb fuͤnf Wochen, oder 
wo moͤglich noch fruͤher, in Berlin ausgewechſelt werden. 

Deſſen zur Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Deoolimih 
tigten unter Beidruͤckung ihrer Siegel unterzeichnet worden. 


So geſchehen Berlin, den Aten Oktober 1828. 


C. S.) = 28) 
Ernſt Michaelis. Ludwig Auguſt von Rebeur. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt 19 und die Ratifikations⸗ urkunden 
ſind am 18ten November 1828. zu Berlin ee 1 


